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WAHLGESETZ

Meinung gefragt
Richard Graf

In den 30 Tagen vor einem 
Urnengang sind politische Umfragen 
hierzulande verboten. Ein in seiner 
Strenge kaum noch zeitgemäßes 
Gesetz, findet Sozialisten-Chef  
Alex Bodry.

Als im Vorfeld der Kommunal-
wahlen vom Oktober letzten Jahres 
das Luxemburger Wort eine Reihe 
von Umfragen zu kommunalpoliti-
schen Themen veröffentlichte, trat die 
Staatsanwaltschaft in Aktion und lei-
tete eine Untersuchung wegen eines 
möglichen Verstoßes gegen Artikel 97 
des Wahlgesetzes aus dem Jahre 2003 
ein.

Der verbietet im Monat vor dem 
eigentlichen Wahltag den Abdruck, 
die Verbreitung und die Kommentie-
rung von politischen Meinungsumfra-
gen, die in direktem oder indirektem 
Zusammenhang mit den jeweiligen 
Parlaments-, Kommunal- und Europa-
wahlen stehen.

Alex Bodry, Präsident der Lu-
xemburger Sozialisten, beabsichtigt, 
demnächst einen Gesetzesvorschlag 
einzubringen, der diese Frist auf 
zwei Tage, oder genauer 48 Stunden, 
verkürzt. Mit 30 Tagen sei Luxem-
burg im europäischen Vergleich am 
repressivsten, moniert der ehemali-
ge Minister und jetzige Düdelinger 
„député-maire“. Der Klageerhebung 
durch die Staatsanwaltschaft rechnet 
er allerdings wenig Chancen aus, da 
in Frankreich ein ähnlich angelegtes 
Gesetz, weil zu einschränkend und 
allgemein gehalten, als nicht konform 
mit der Menschenrechtscharta einge-
stuft worden sei. Die Franzosen hät-
ten deshalb ihr Meinungsumfragen-
Gesetz bereits gelockert.

Qualitätskontrolle

Auch wenn er selber gewisse Vor-
behalte gegen einen zu ausgiebigen 
Gebrauch von Meinungsumfragen 
hat, findet Bodry doch die Luxembur-
ger Lösung einfach nicht mehr zeitge-
mäß. Ein Verbot, mit dem verhindert 
werden soll, dass mittels Umfragen 
auf die Stimmungslage bei den Wäh-
lerInnen eingewirkt wird, sei zwar 
durchaus legitim. Doch gehe das vor-
liegende zu weit, schränke das Infor-
mationsbedürfnis der Öffentlichkeit 
allzu sehr ein, findet Bodry.

Als besonders ärgerlich erachtet 
er allerdings die Tatsache, dass das 
geltende Gesetz Umfragen, die außer-
halb der Verbots-Frist veröffentlicht 
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werden, keinerlei Qualitätskriterien 
unterwirft. Zur Abhilfe sieht sein Ge-
setzesvorschlag vor, dass Meinungs-
umfragen immer zusammen mit ge-
nauen Angaben zur Methode, dem 
Umfragezeitraum, den exakten Frage-
stellungen, der Zahl und Zusammen-
setzung der Interviewten und der sta-
tistischen Genauigkeit veröffentlicht 
werden. Außerdem weitet er die Ver-
stoßregelung auf lokale und nationale 
Referenden aus, die das Gesetz von 
2003 völlig außer Acht lässt.

Um zu prüfen, ob die Umfragen 
den vom Gesetzgeber noch genauer 
zu definierenden Kriterien gerecht 
werden, sollen die Umfrage-Institute 
im Falle einer Anfechtung die gesam-
ten Erhebungsunterlagen einem Un-
tersuchungsgremium vorlegen. „Ich 
hab mir lange überlegt, wer diese 
Kontrollfunktion übernehmen könnte, 
und ich wollte nicht extra ein neues 
Organ schaffen“, so Bodry gegenüber 
PressevertreterInnen. „Vielleicht hat 
ja jemand eine bessere Idee, aber ich 
habe den Presserat in meinen Geset-
zesvorschlag hineingeschrieben“, er-
klärt der Abgeordnete etwas verlegen. 
Tatsächlich gibt es innerhalb des Lu-
xemburger Presserats eine „commis-
sion des plaintes“, die als eine Art 
Selbstregelungsinstanz des Berufs-
standes zwischen den Presseorganen 
und sich diffamiert fühlenden Privat-
personen vermittelt.

Ob allerdings die magere profes-
sionelle Ausstattung des Presserates 
dazu beitragen wird, die Qualität der 
Luxemburger Meinungsumfragen zu 
verbessern? Die Presse, als einer der 
Hauptauftraggeber für Meinungsum-
fragen, dürfte sich schwer damit tun, 
gegebenenfalls Missbräuche in den ei-
genen Reihen zu kommentieren. Am 
Ende wird es doch immer die Staats-
anwaltschaft sein, die die Einhaltung 
des Gesetzes kontrolliert.

Keine Antwort hat der knappe 
Text allerdings auf die Frage, was 
genau eigentlich die Merkmale ei-
ner Meinungsumfrage im Sinne des 
Gesetzes sind und wie etwa das Me-
dium Internet in diesem Zusammen-
hang zu betrachten sei. Im Internet 
werden auf den unterschiedlichsten 
Portalen tagaus, tagein Mini-Umfragen 
zu diversen politischen Themen ver-
anstaltet. Laut Bodry müssten diese 
während der 48-Stundenfrist von den 
jeweiligen Sites heruntergenommen 
werden. Spätestens hier dürfte die gut 
gemeinte Kontrolle vollends versagen.
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Fir d’Liewe léieren?
La réforme scolaire sous le feu des critiques

 
Loin des détails techniques, nous voulons jeter un regard sur 
les questions de société qui se posent dans le contexte de la 
réforme. Pourquoi y a-t-il tant d’opposition aux tentatives de 
réforme dans l’enseignement, particulièrement au secondaire 

classique ? Les élèves sont-ils devenus conservateurs et 
les profs corporatistes ? Ne faut-il pas repenser le modèle 

scolaire luxembourgeois face aux problèmes que soulève le 
fonctionnement actuel de l’école – décrochage scolaire fréquent, 

inégalité des chances entre enfants luxembourgophones et 
autres, mal-orientation professionnelle ? Quel rôle doivent jouer 

l’école et les enseignant-e-s dans l’éducation moderne ?

Ces questions seront au centre du débat auquel participeront :

Mady Delvaux-Stehres, 
ministre de l’Education nationale 

Marc Fischbach,
 ancien ministre de l’Education nationale, ancien Médiateur

Guy Foetz, 
vice-président SEW, professeur d’enseignement secondaire

Michel Pauly, 
professeur d’histoire à l’Université du Luxembourg, ancien 

professeur d’enseignement secondaire
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